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Der Jugend-Check ist ein Instrument der Gesetzesfolgenabschätzung. Mit ihm zeigt das Kompetenzzentrum Jugend-Check 

die Auswirkungen von Gesetzesvorhaben auf junge Menschen zwischen 12 und 27 Jahren auf. 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Bundespolizeigesetzes 
(Kabinettsbefassung: 08.10.2025) 

Betroffene Gruppe junger Menschen 

Betroffen sind junge Menschen zwischen 12 und 17 Jahren, die in Gewahrsam der Bundespolizei genommen 
werden, nachdem sie der Obhut ihrer sorgeberechtigten Person unrechtmäßig entzogen wurden oder sich 
selbst eigenmächtig entzogen haben. Ebenso betroffen sind junge Menschen zwischen 12 und 17 Jahren, 
deren personenbezogenen Daten von der Bundespolizei gespeichert werden. 

Das KomJC hat folgende zentrale Auswirkungen identifiziert: 

• Die Ingewahrsamnahme von Minderjährigen soll in Zukunft explizit in kindgerechter Weise und 
unter Berücksichtigung kinderspezifischer Bedürfnisse erfolgen (§ 61 Abs. 2 S. 2 BPolG). Durch 
die gesetzliche Neuregelung kann das Wohl der betroffenen Minderjährigen in den Fokus 
polizeilichen Handelns gestellt werden. Sie kann dazu beitragen, eine psychische Belastung zu 
verringern und ein erhöhtes Maß an Rechtssicherheit für betroffene Jugendliche zu 
gewährleisten. 

• Der Entwurf lässt offen, wie diese „kindgerechte Weise“ in Bezug auf die Ingewahrsamnahme 
aussehen soll und ob das hierfür zuständige Polizeipersonal speziell darin geschult wird. Trotz 
Bemühung um die Berücksichtigung kinderspezifischer Bedürfnisse kann die 
Ingewahrsamnahme durch die Bundespolizei jedoch einen großen Eingriff in die Freiheit der 
betroffenen Jugendlichen darstellen. Wenn sich Jugendliche der Fürsorge ihrer Eltern 
eigenmächtig entzogen haben, können dem vielschichtige Problemlagen zugrunde liegen, 
hinsichtlich derer die Jugendlichen ggf. Beratungs- und Aufklärungsbedarf haben. 

• Minderjährige sollen künftig – sofern es ihr Alter sowie ihr Reifegrad zulassen – durch die 
Bundespolizei informiert werden, wenn ihre personenbezogenen Daten gespeichert werden (§ 
79 Abs. 4 BPolG). Diese geplante gesetzliche Neuregelung trägt dem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung der betroffenen Minderjährigen explizit Rechnung und ermöglicht eine 
gewisse Kontrolle über ihre persönlichen Daten. Allerdings lässt der Entwurf offen, wie genau 
der Reifegrad des Jugendlichen bestimmt werden soll und ob die hiermit betrauten 
Polizistinnen und Polizisten in einem kind- bzw. jugendgerechten Umgang geschult sind. 

 

Den ausführlichen Jugend-Check können Sie hier einsehen: 

https://jugend-check.de/jugendcheck/neufassung-bundespolizeigesetz/ 

Der Jugend-Check für Referentenentwurf und Kabinettsentwurf ist identisch. Die zitierten Paragrafen können jedoch 

zwischen Referentenentwurf und Kabinettsentwurf abweichen. 

Bei Fragen zu diesem Jugend-Check wenden Sie sich gerne an info@jugend-check.de. 
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